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EU-HAUSHALTSPLANUNG 2021–2027  
MIT DEUTLICHEN LÜCKEN 
EU-BUDGET IM ZEICHEN DER KRISEN
Eine neue Mitteilung der Europäischen Kommission zeigt, dass die Lage beim EU-Budget derzeit als 
äußerst angespannt bezeichnet werden muss. Die zahlreichen Krisensituationen auf europäischer und 
globaler Ebene in den letzten Jahren hinterlassen auch im EU-Haushalt deutliche Spuren. Die EU-Be-
hörde fordert daher Anpassungen sowie eine Mittelaufstockung für die EU-Budgets bis 2027. Auf der 
Strecke bleiben jedoch gerade Mittel für sozialpolitische Anliegen.

Zahlreiche ungeplante Mehrausgaben

Anlässlich der Halbzeitüberprüfung des 

EU-Finanzrahmens 2021 – 2027 berich-

tete die EU-Behörde über die Herausforde-

rungen aus haushaltspolitischer Sicht, die 

Anpassungen bei den EU-Budgetplänen 

notwendig mache.1 Bereits 2020 hat die Eu-

ropäische Union mit dem Programm Next-

GenerationEU ein noch nie dagewesenes 

Konjunkturpaket in Höhe von 750 Mrd. € (zu 

Preisen von 2018) geschnürt, mit dem die 

Auswirkungen der Covid-19 Pandemie in 

den EU-Ländern abgemildert werden soll-

ten. Diese Mittel wurden im Rahmen der 

Verhandlungen zu den EU-Budgets bis 2027 

noch miteingeplant.

In der Zwischenzeit ist es jedoch innerhalb 

kurzer Zeit zu einer Reihe von Krisensituati-

onen gekommen, die im EU-Haushalt nicht 

abgebildet waren: 

Der Angriffskrieg Russlands gegen die Uk-

raine hat zu zusätzlichen unvorhersehbaren 

Aufwendungen geführt. Für die nächsten 

vier Jahre (2024 – 2027) plant die Kommis-

sion nun mit Mitteln von zusätzlichen 50 

Mrd. €, die für den Wiederaufbau und die 

Modernisierung der Ukraine verwendet wer-

den sollen.

Nach dem Ende der Pandemie ist auch 

wieder eine verstärkte Migration aus Dritt-

staaten und eine Häufung von externen 

Krisen wie dem verheerenden Erdbeben 

in der Türkei mit mehr als 50.000 Toten im 

Februar 2023 zu beobachten.2 Zudem sind 

die Mittel für humanitäre Hilfe bereits jetzt 

vollkommen ausgeschöpft und humanitäre 

Organisationen müssen in der Folge ihre 

Unterstützungsprogramme für Krisenherde 

herunterfahren. Zusätzlichen Finanzbedarf 

gibt es außerdem aufgrund eines umstritte-

nen Migrationsabkommens mit Tunesien.3 

785 Mio. € stellt die EU Tunesien zur Ein-

dämmung der Migrationsströme in der um-

liegenden Region zur Verfügung. Weitere 

900 Mio. € sollen als Makrofinanzhilfe-Dar-

lehen an das Land fließen. Die Kommission 

rechnet mit einem finanziellen Zusatzbedarf 

von insgesamt 15 Mrd. € bis 2027 für den 

Bereich der Migrationspolitik und der huma-

nitären Hilfe.

Die durch den starken Anstieg bei Ener-

giepreisen, Lebensmitteln und Mieten aus-

gelöste hohe Inflation hat auch zu einer 

erheblichen Erhöhung bei den EZB-Leit-

zinssätzen geführt. Dadurch steigen auch 

die Finanzierungskosten für das NextGe-

nerationEU-Konjunkturprogramm, für das 

die EU-Kommission eigene Kredite aufge-

nommen hat. Die zusätzlichen Aufgaben 

erhöhen aus Sicht der Kommission zudem 

die Aufwendungen für die Verwaltung, die 

ebenfalls berücksichtigt werden müssen. 

Von  
Frank Ey

Eine Reihe von 
Krisen führt zu 

einem hohen 
zusätzlichen Fi-
nanzbedarf für 

die EU-Haus-
halte bis 2027.



Seite 21 | infobrief eu & international 3/2023

Neues Programm zur Förderung 
von strategischer Technologie

In Reaktion auf den technologiefokussierten 

Inflation Reduction Act der USA und ähnli-

chen Initiativen Chinas gründet die Europä-

ische Union eine neue Plattform für strate-

gische Technologien für Europa (STEP). Die 

Plattform soll zum Teil aus Mitteln anderer 

Programme wie dem Innovationsfonds, In-

vestEU, Horizont Europa oder dem Aufbau- 

und Resilienzfonds gespeist, mit 10 Mrd. € 

extra aber auch über eine Aufstockung des 

EU-Budgets finanziert werden.

Mit dem neuen Programm soll auch Ex-

pertise im High Tech-Bereich gefördert 

und dem Arbeitsmangel in diesem Wirt-

schaftssektor entgegengewirkt werden. 

Grundsätzlich ist STEP damit durchaus 

begrüßenswert. Ein näherer Blick auf den 

Kommissionsvorschlag zeigt jedoch, dass 

es an klaren Förderkriterien fehlt. Zudem 

ist bislang nicht vorgesehen, die Sozial-

partner bei STEP einzubinden, was nicht 

nachvollziehbar ist. Denn dieses Programm 

hat hohe Relevanz für die Wirtschafts- und 

Arbeitsmarktpolitik. Trotz der EU-Mittel, 

die zur Verfügung stehen werden und der 

von der Kommission erhofften Hebelwir-

kung, die die EU-Fördergelder auslösen 

sollen, muss der hohe Finanzierungsbedarf 

für diese Initiative mitbedacht werden. Es 

ist davon auszugehen, dass vor allem die 

Mitgliedsstaaten viele der Vorhaben mit-

finanzieren werden. Um für die geplanten 

Projekte den entsprechenden finanziellen 

Spielraum zu schaffen, wäre eine goldene 

Investitionsregel daher sehr überlegens-

wert.4

Die Finanzierung des 
Konjunkturprogramms  
NextGenerationEU

Im Rahmen der Mitteilung bezieht sich die 

Kommission nur einmal auf das NextGene-

rationEU Konjunkturpaket, das allerdings 

mit einer wesentlichen Aussage: Infolge des 

raschen Anstiegs der Leitzinsen der Euro-

päischen Zentralbank erhöhen sich auch 

die Kosten für die Refinanzierung des Wie-

deraufbau-Programms erheblich. Die Zins-

kosten sind aus dem laufenden Budget zu 

bezahlen und die für den Zeitraum von 2021 

bis 2027 vorgesehenen Mittel in Höhe von 

14,9 Mrd. € sind laut der Kommission nun 

bereits im Sommer 2023 ausgeschöpft. Die 

Lage ist damit mehr als prekär und es bedarf 

einer raschen Lösung, um die Zinszahlun-

gen weiterhin leisten zu können.5 
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Laut des Brüsseler Thinktanks Brueghel 

ist bis 2027 nun von Zinskosten von rund  

30 Mrd. € auszugehen, also mehr als dop-

pelt so viel wie ursprünglich budgetiert.6 

2027 könnten die Ausgaben für Zinszah-

lungen bereits rund 5,3 Prozent der Budge-

tausgaben betragen, was im schlimmsten 

Fall auf Kosten anderer Programme gehen 

könnte. Davon betroffen könnte ausgerech-

net Erasmus Plus und der Europäische So-

zialfonds Plus sein, denn beide Programme 

finden sich in derselben Budgetkategorie, 

über die auch die Zinszahlungen abge-

wickelt werden.7 Wird die Obergrenze für 

diese Kategorie nicht angehoben, müssen 

die Ausgaben für die anderen Programme 

sinken, um die Zinsen weiterhin bezahlen 

zu können. 

Die Europäische Kommission schlägt nun 

jedoch ein eigenes Sonderinstrument vor, 

das ausschließlich dazu bestimmt ist, die 

Kosten für die NextGenerationEU-Anlei-

hen zu bestreiten. Als Zwischenlösung ist 

ein derartiges Sonderinstrument zwar zu 

begrüßen, es werden damit jedoch gleich 

zwei Probleme deutlich: Erstens müssen 

sozialpolitische Programme höhere Priori-

tät genießen und aufgewertet werden. Es 

kann nicht sein, dass ausgerechnet in Kri-

senzeiten, in denen Unterstützungen aus 

EU-Programmen eine besonders wichtige 

Rolle spielen, sogar Kürzungen drohen. 

Zweitens zeigt sich damit auch, dass eine 

Entscheidung über die Einführung einer 

neuen Generation an Eigenmitteln (näheres 

siehe weiter unten) nun sehr rasch getrof-

fen werden muss. Eines der wesentlichen 

Ziele war es, die Finanzierung des EU-Kon-

junkturpakets damit sicherzustellen. Nicht 

zuletzt deswegen ist der Rat dazu aufgeru-

fen, einen Beschluss über die Eigenmittel 

so rasch wie möglich zu treffen.

Zentrale Ausgabenposten 
nicht angesprochen

Nicht nachvollziehbar ist, dass sich gerade 

in Zeiten der Krise in der Kommissionsmit-

teilung zur Überprüfung des EU-Budgets 

kein Wort zu den Fonds mit sozialpolitischer 

Ausrichtung findet. Bereits bei der Verab-

schiedung des EU-Finanzrahmens im Jahr 

2020 war festzustellen, dass der Europäi-

sche Sozialfonds gekürzt wurde, statt ihn zu 

erhöhen. Die Halbzeitüberprüfung muss nun 

dazu genutzt werden, um den Europäischen 

Sozialfonds, den Fonds für den gerechten 

Übergang und den Klima-Sozialfonds ent-

sprechend höher zu dotieren, um die von 

Armut bedrohten Haushalten ausreichend 

unterstützen zu können. 

Die Gemeinsame Agrarpolitik ist zwar ei-

ner der Bereiche mit der umfangreichsten 

Mittelausstattung im EU-Budget, wird im 

Kommissionstext jedoch ebenfalls nicht 

angesprochen. Dabei sind bei den landwirt-

schaftlichen Förderungen dringend vertei-

lungspolitische Anpassungen notwendig: 

Denn nach wie vor erhalten die größten 20 

Prozent der Landwirtschaftsbetriebe 80 

Prozent der EU-Gelder der ersten Säule. 

Für alle Fonds gilt: Bei Förderungen soll-

ten begünstigte Unternehmen endlich dazu 

verpflichtet werden nachzuweisen, dass sie 

sich an die Mindestrechte hinsichtlich der 

Bezahlung, den Arbeitszeiten und der Ge-

sundheit am Arbeitsplatz halten. 

Reform auf der Einnahmenseite 
des EU-Budgets überfällig

In einer eigenen Mitteilung äußert sich die 

Europäische Kommission zu den Plänen 

hinsichtlich der Einführung einer neuen Ge-

neration von Eigenmitteln. Demnach soll 

das Emissionshandelssystem (ETS) erwei-

tert werden und ab 2027 neben Elektrizi-

EU-Haushaltsplanung 2021–2027 mit deutlichen Lücken: EU-Budget im Zeichen der Krisen

Sozialpolitische 
Aspekte wie der 

Europäische 
Sozialfonds 

oder der  
Klimasozial-

fonds bleiben 
in der Halbzeit-

überprüfung 
unerwähnt, 
obwohl ein  

stärkeres 
Engagement 

dringend nötig 
ist.



Seite 23 | infobrief eu & international 3/2023

tätskraftwerken, den Industriesektor und die 

Luftfahrt auch die Schifffahrt, den Straßen-

verkehr und Gebäude umfassen. 30 Prozent 

und damit etwa 19 Mrd. € der daraus ge-

nerierten Einnahmen sollen dem EU-Budget 

zugutekommen. 

Über einen neuen CO2-Grenzausgleichs-

mechanismus sollen Produzent:innen aus 

Drittländern für  CO2 -Emissionen bezahlen, 

die bei der Erzeugung über dem Emissions-

niveau gleicher Produkte innerhalb der EU 

liegen. Von dieser Regelung erfasst sein soll 

vor allem Zement, Stahl, Aluminium, Dünger 

und Elektrizität, die Einnahmen beziffert die 

Kommission mit 1,5 Mrd. € jährlich. 

Auch Unternehmensgewinne sollen indirekt 

über einen statistischen Indikator besteuert 

werden, die Kommission rechnet mit Einnah-

men von rund 16 Mrd. €. Dieser Vorschlag ist 

allerdings geradezu perfid, denn dieses Geld 

soll aus den nationalen Budgets fließen und 

nicht in Form einer Steuer von den Unterneh-

men selbst. Wie unter anderem die Arbeiter-

kammer bereits mehrmals angemerkt hat, 

tragen Arbeitnehmer- und Konsument:in-

nen überproportional zur Finanzierung des 

EU-Haushalts bei. Daran ändert sich auch 

bei diesem Lösungsvorschlag nichts, im Ge-

genteil: die Arbeitnehmer- und Konsumen-

ten:innen werden noch stärker zur Finanzie-

rung herangezogen Ein EU-KÖSt-Zuschlag 

auf Unternehmensgewinne könnte hingegen 

einen Beitrag für mehr Steuergerechtigkeit 

liefern, da er direkt beim einzelnen Unter-

nehmen ansetzt. Sowohl eine Finanztrans-

aktions- als auch eine Digitalsteuer wären 

ebenfalls interessante Alternativen als EU-Ei-

genmittel. Keine der beiden Steuern wird von 

der Kommission in der aktuellen Mitteilung 

jedoch angesprochen.
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NextGenerationEU-Konjunkturpaket

Keine eigene Mitteilung wurde zum EU-Kon-

junkturpaket veröffentlicht, über das die Mit-

gliedsstaaten insgesamt 806,9 Mrd. Euro an 

Förderungen erhalten sollen. Für Österreich 

sind 3,75 Mrd. Euro aus EU-Mitteln vorge-

sehen. 37 Prozent der Gelder sollen für den 

grünen Wandel und 20 Prozent für den digi-

talen Wandel verwendet werden. Österreich 

finanziert mit diesen Geldern unter anderem 

die Einführung des KlimaTickets, den Repa-

raturbonus, ein Community Nursing-Projekt 

zur Gesundheitsförderung und -prävention 

und ein Projekt bei dem Schüler:innen Note-

books und Tablets zur Verfügung gestellt 

werden.8 Bislang hat Österreich 700 Mio. € 

an Zahlungen erhalten, die letzte Zahlung 

soll 2026 erfolgen.9 Wie bereits weiter oben 

erwähnt, liegt das Hauptproblem beim Kon-

junkturpaket in den Zinszahlungen, die nun 

wesentlich höher sind als geplant und einer 

raschen Lösung bedürfen. 

Rasche Anpassungen notwendig

Die Bestandsaufnahme zeigt, dass die EU-

Ebene und hier vor allem der Rat nun rasch 

auf die durch die Krisen entstandenen fi-

nanziellen Herausforderungen reagieren 

muss. Das geplante neue Programm STEP 

ist durchaus zu begrüßen, es braucht aber 

klare Regeln, die Einbindung der Sozialpart-

ner und entsprechende finanzielle Spiel-

räume, um die Plattform auch erfolgreich 

umsetzen zu können. Aufgrund der Krisen 

müssen sozialpolitische Maßnahmen auch 

auf EU-Ebene noch deutlicher in den Vor-

dergrund treten und finanziell entsprechend 

aufgewertet werden. Priorität muss auch 

eine Einigung bei den neuen Eigenmittel ha-

ben, denn davon hängt auch der Erfolg von 

NextGenerationEU ab und ein ausbleiben-

der Erfolg könnte schlimmstenfalls sogar 

zu Kürzungen bei den Programmen Eras-

mus und dem Europäischen Sozialfonds zur 

Folge haben.

Frank Ey, AK Wien
frank.ey@akwien.at 
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EDITORIAL 
Die Europäische Union und große Teile der Welt sind nun schon seit 
geraumer Zeit geprägt von Krisen. Aber wie ist es zu den Problemen ge-

kommen, vor denen wir heute stehen? Und wie lassen sie sich lösen? Die 

neue Ausgabe des EU-Infobriefs greift einige Themenfelder auf, um diesen 

Fragen nachzugehen.

In den ersten beiden Beiträgen informieren wir über kritische Infrastruktu-

ren sowie über das sogenannte „Regulatory Scrutiny Board“ und zeigen 

dabei auf, wie es überhaupt erst zu den strukturellen Problemen kommt, 

mit denen die EU zu kämpfen hat. Warum es am EU-Binnenmarkt entge-

gen der Feierlaune von Wirtschaftsvertreter:innen nicht wirklich Grund zum 

Jubeln gibt, analysiert der dritte Artikel. Wieder einmal in einer handfesten 

Krise befindet sich der Bankensektor wie ein weiterer Beitrag darstellt. Drei 

weitere Artikel – zu den kritischen Rohstoffen, zum Lieferkettengesetz und 

zum REPowerEU-Programm im Zuge der Energiewende – zeigen einerseits 

die Problematik in verschiedenen Sektoren, aber auch Lösungsansätze auf. 

Leider noch kein Ende gefunden hat der Angriffskrieg Russlands auf die 

Ukraine. Wie es den ukrainischen Gewerkschaften in dieser Situation geht, 

beschreibt ein weiterer Artikel in dieser Ausgabe. In dieser Ausgabe eben-

falls enthalten ist ein Beitrag zum Mercosur-Handelsabkommen. Eine Buch-

rezension zum „herrschaftlichen Geltungskonsum“ rundet das Bild zu der 

neuen EU-Info brief-Ausgabe ab.
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von Politik, Recht und Ökonomie. Anspruch ist nicht  
nur die Prozesse in den europäischen Institutionen zu  
beschreiben, sondern auch Ansätze zur Überwindung 
des Neoliberalismus zu entwickeln. Kurze Artikel infor-
mieren in prägnanter Form über aktuelle Themen.  
Langbeiträge geben den Raum für grundlegende Analy-
sen, Buchbesprechungen bieten eine kritische Übersicht 
einschlägiger Publikationen.
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